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Krankenversicherung und Psychotherapie:  
Unqualifizierte Vorschläge aus dem Departement Couchepin 

 
Der Schweizer Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten Verband 
SPV lehnt die Vorschläge zur Abgeltung der Psychotherapie ab. Die Neure-
gelung widerspricht den fachlichen Standards, führt zu mehr Administrati-
on und schadet den Patienten. 
 
Der SPV, der grösste Berufsverband kompetenter Psychotherapeutinnen und 
Psychotherapeuten (rund 1000 Mitglieder) hätte dem Bundesamt für Gesundheit 
gerne Hand geboten, Verbesserungen im Bereich der psychotherapeutischen 
Versorgung zu erreichen. Die nun präsentierten Vorschläge sind aber derart un-
qualifiziert, dass sie vehement abgelehnt werden müssen.  
 
Der SPV kritisiert: 
 

- Die Regelung, wonach bereits nach sechs Therapiestunden eine Meldung 
über eine Weiterführung der Therapie an den Vertrauensarzt gehen muss 
ist fachlich unsinnig, bläst die Verwaltung auf und führt zu keinem Resul-
tat. Jede medizinische oder psychotherapeutische Fachperson weiss, 
dass nach sechs Therapiestunden keine verlässlichen Diagnosen über 
eine psychische Störung, geschweige denn Voraussagen über den The-
rapieverlauf gemacht werden können. Die Meldung wird zu einer admi-
nistrativen Alibi-Übung, die niemandem dient. 

- Eine Meldung nach 40 Sitzungen ist aus unserer Sicht sinnvoll. Es muss 
aber gewährleistet werden, dass die Vertrauensärzte fachlich genügend 
ausgebildet sind, da sonst gravierende Fehlentscheide drohen. Das Bun-
desamt für Gesundheit will nun in einer Schnellbleiche die Vertrauensärz-
te in einem halben Jahr für ihre neue Aufgabe ausbilden. Diese Zeit 
scheint uns entschieden zu kurz. Patientinnen und Patienten werden ab 
dem 1. Januar 2007 somit zu Versuchskaninchen der Vertrauensärzte. 

- Aus den Vorschlägen lässt sich generell eine grosse Skepsis gegenüber 
psychotherapeutischen Langzeittherapien herauslesen. Aus fachlicher 
Sicht muss aber klar festgehalten werden, dass Langzeittherapien bei 
gewissen Krankheitsmustern die einzige wirksame und effiziente Mass-
nahme darstellen. Der SPV wehrt sich entschieden dagegen, dass auf 
kaltem Wege die Hürden für eine Langzeittherapie erhöht werden sollen. 

 
In der Schweiz nimmt die Zahl psychisch kranker Menschen stetig zu. Im 
Gegenzug möchte das BAG den Zugang zur Psychotherapie erschweren. 
Diese Strategie ist unsinnig und wird schliesslich auch finanziell zu einer 
höheren Belastung der Gesellschaft führen.  
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